
Recht nicht wahrnimmt, kommt er automatisch in den Verdacht, 
er würde sich von vornherein einer Untersuchung entziehen.

(Beifall bei CDU/DA, DSU und Liberale) 

Stellvertreterin der Präsidentin Dr. Niederkirchner:

Hier liegt noch eine Anfrage vor. Sind Sie bereit, Herr Felber, 
weitere Anfragen entgegenzunehmen? -

(Felber: Eine noch.)

Eine noch, bitte schön.

Gauck (Bündnis 90/Grüne):

Sie haben eben eine Zahl genannt über die Möglichkeiten der 
Überprüfung. Können Sie darüber Auskunft geben, woher Sie 
diese Zahl haben, wer Ihnen das gesagt hat? Ich kenne völlig an­
dere Zahlen, die wirklich andere Möglichkeiten eröffnen.

Felber (Liberale):

Ja, das sind interne Informationen, die unserer Fraktion zuge­
gangen sind.

(Gelächter)

Ich bin selbst in einem Ausschuß befaßt, der diese Problematik 
zu untersuchen hat, und ich würde mich freuen, wir könnten uns 
dann im Nachgang noch mal über die Zahlen unterhalten. Ich 
glaube, bei diesem Problem würde das den größeren Rahmen 
nicht benötigen.

(Gelächter)

Stellvertreterin derPräsidentinDr.Niederkirchner:

Ich danke Herrn Abgeordneten Felber. - Es liegen weitere Dis­
kussionsmeldungen vor von Herrn Abgeordneten Jürgen Schwarz 
von der Fraktion der DSU. Ich bitte Sie, das Wort zu nehmen.

Schwarz (DSU):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Bei der Bewälti­
gung der Vergangenheit sehen wir als DSU-Fraktion erfreuli­
cherweise Berührungspunkte mit der Fraktion Bündnis 90/Grüne.

(Beifall bei Bündnis 90/Grüne und SPD)

Eine völlige Abrechnung mit der Vergangenheit werden wir 
wohl nie erreichen. Aber die konkreten Schatten der vergange-

en Zeit, eventuell auch Schatten auf den vom Volk gewählten 
Abgeordneten, die darf es nicht geben; denn ein Neuanfang 
braucht nicht nur saubere Akten, sondern auch saubere Gewis­
sen. Die Fragwürdigkeit aber des Verfahrens muß auch hier und 
heute wieder besonders betont werden. Bei der Stasi holt sich 
der Abgeordnete sein Plazit, bei seinem Feind, der durch preußi­
sche Genauigkeit in Bespitzelung und Aushorchung nun seine 
Sauberkeit garantieren soll. Das ist an sich schon pervers, so per­
vers wie die gesamte Organisation.

(Beifall bei CDU/DA und DSU)

Und noch einen Gedanken bitte ich zu bedenken: Viele Akten 
sind verschwunden. Was bedeutet das schon bei ca. 6 oder 7 oder 
wieviel Millionen! Es sind vor allem höhere Chargen. Es wäre er­
schreckend zu denken, diese Leute, und seien es auch nur ganz 
wenige, tauchen irgendwo als saubere Abgeordnete wieder auf.

Schließlich möchte ich noch einen Gedanken des Landesver­
bandes Berlin der DSU zur Diskussion stellen: Wäre die Einfüh­
rung der Kronzeugenregelung nicht eine hilfreiche Sache, in die 
finsteren Winkel der untergetauchten Stasileute zu leuchten? 
Man könnte sich vorstellen, daß mit Hilfe dieser Kronzeugenre­
gelung wesentlich mehr erreicht werden würde als die reine 
Durchforstung riesiger Aktenberge.

Unsere Vergangenheit werden wir nie wieder los. Die in der 
zweiten Hälfte des Lebens Stehenden wollen die neue Zeit noch 
bewußt erleben, die Möglichkeit der politischen Betätigung, die 
Reisefreiheit, die Freiheit, etwas für die Umwelt zu tun, die Freu­
de vieler Lehrer, nicht in festgeschriebenen Bahnen eine ideolo­
gische Zwangsjacke anzulegen. Die heute Streikenden sind 
nicht die Vertreter der Lehrerschaft des ganzen Landes.

(Beifall)

Deshalb brauchen wir in dieser komplizierten Übergangspha­
se Rechtsstaatlichkeit. Wir ertragen mittlerweile alles: Versor­
gungslücken, Schlaglöcher, kranke Wälder. Aber wir ertragen 
nicht mehr Unrecht, Diktatur, Beugung der Menschenrechte.

(Vereinzelt Beifall)

Unter Berücksichtigung dessen, daß die Abgeordneten, um 
die es hier geht, den Wunsch haben, diese Überprüfung zu bean­
tragen, stimmen wir dem Antrag zu, wenn in allen Belangen die 
Rechtsstaatlichkeit gewährleistet ist

(Vereinzelt Beifall)

und wenn nicht irgendwelche unklar zusammengesetzte Grup­
pen sich Informationen beschaffen, die unbewiesen und viel­
leicht unbeweisbar dann neues Urteil über Mitbürger hervorru- 
fen. - Ich danke Ihnen.

(Beifall)

Stell Vertreterin der Präsidentin Dr. Niederkirchner:

Ich danke Herrn Abgeordneten Schwarz. Eine Wortmeldung, 
eine Zwischenfrage. Nehmen Sie die Zwischenfrage an?

(Schwarz, DSU: Wenn es so kurz geht über dieses Mikrofon.) 

Dr. Brecht (SPD):

Sind Sie der Auffassung, daß die Kronzeugenregelung tat­
sächlich Licht in das Dunkel hineinbringen könnte? Ist es nicht 
umgekehrt so, daß damit dem Staatssicherheitsdienst nachträg­
lich noch eine Möglichkeit gegeben wird, unsere Demokratie zu 
torpedieren?

Schwarz (DSU):

Wissen Sie, die Kronzeugenregelung ist international umstrit­
ten. Aber sie hat durchaus bewiesen, daß sie in bestimmten Fäl­
len gut funktioniert. Hier ist ein bestimmter Fall eingetreten. Na­
türlich wird eine hundertprozentige Garantie bei unserer Ver­
gangenheit und bei dieser Organisation, eine hundertprozentige 
Darlegung dieser Machenschaften nie mehr möglich sein. Das 
ist Ihnen gewiß auch klar. Aber ich könnte mir vorstellen: Wenn 
man alle Möglichkeiten und alle Hilfsmittel ausschöpfen möch­
te, dann wäre das durchaus ein gangbarer Weg. Die DSU-Lan- 
desgruppe wird sich gewiß etwas dabei gedacht haben, als sie 
das juristisch überlegt hat.

Stellvertreterin der Präsidentin Dr. Niederkirchner:

Danke, Herr Schwarz. - Ich bitte nun den Abgeordneten Böck, 
CDU/DA-Fraktion, das Wort zu nehmen.

Böck (CDU/DA):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ge­
statten Sie mir, zu Beginn meiner Ausführungen meinen aus­
drücklichen Dank dem Kollegen Kertscher von der PDS auszu­
sprechen, auch im Namen der Bürgerinitiativen aus meinem 
Heimatkreis Worbis im Eichsfeld. Er hat ihnen mit dem Verspre­
chen, auch die Archive der PDS zu öffnen, ein weites Betäti­
gungsfeld für die nächsten Wochen und Monate eröffnet.

(Beifall)

Im übrigen freue ich mich doch sehr, daß wir alle, alle Fraktio­
nen dieses Hauses, uns darin einig sind: In den neu gewählten
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(Beifall bei den Koalitionsparteien)


